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Samstagsinterview

Bieler Tagblatt

Sean Müller, wie spannend  
werden die diesjährigen Bieler  
Wahlen?
Sean Müller: Grosse Verände- 
rungen sind nicht zu erwarten  
– die Machtverhältnisse zwi- 
schen Links und Rechts sind  
einigermassen klar und auch  
stabil. Im zentralisierten Kan- 
ton Bern können Gemeindeparla- 
ment und Exekutive zudem we- 
niger bewirken als beispielswei- 
se in Graubünden oder in der  
Ostschweiz, wo die Gemein- 
den viel autonomer sind. Darum  
sind Kommunalwahlen im Kan- 
ton Bern nicht extrem wichtig.  
Trotzdem: In Biel lehnt das Volk  
immer wieder Vorlagen aus dem  
Parlament ab, sei es zum Bud- 
get oder zu bestimmten Projek- 
ten. Deshalb ist es schon wich- 
tig, Lokalbehörden zu haben, die  
den Willen des Volkes repräsen- 
tieren.

Vor acht Jahren kam es zwi- 
schen Links und Rechts zur  
Pattsituation, 2020 gab es ei- 
ne klare linke Mehrheit. Erwar- 
ten Sie wieder eine Verschie- 
bung?
Die ländlichen Gegenden wen- 
den sich immer stärker rechts zu,  
während in den Städten links  
immer dominanter wird. Grosse  
Verschiebungen sind daher nicht  
zu erwarten – oder wenn schon,  
dann eine noch stärkere Linke.

Das Parlament war 2020 zwar  
linker geworden, die SP hat- 
te allerdings verloren, während  
Grüne, PdA und Juso zugelegt  
hatten. Erwarten Sie da eine  
Korrektur?
Ja. Die «grüne Welle», die mit  
den Klimastreiks viele Junge mo- 
bilisiert hatte, ist etwas abgeflaut.  
Diese wirkte sich sowieso eher  
national als lokal aus, und dort  
sind ja wichtige Gesetze jetzt  
durch. Ich denke auch, dass im  
September ein paar weniger Jun- 
ge gewählt werden als noch vor  
vier Jahren.

Damals wurde das Parlament  
nicht nur jünger und linker,  
sondern auch weiblicher und  
frankophoner. Was ist da zu  
erwarten?
Der Romand-Anteil auf den Lis- 
ten ist geringer als derjenige  
in der Gesamtbevölkerung. Das  
wird daran liegen, dass in Biel  
viele Nichtschweizer und Einge- 
bürgerte Französisch als Haupt- 
sprache angeben. Das Interesse  
an Politik wird durch Freunde,  
Familie oder das Engagement  
in Vereinen geweckt und fehlt  
bei Secondos oft. 2020 wurden  
je 30 Frauen und Männer in  
den Stadtrat gewählt, das ist im  
interkommunalen Vergleich sehr  
hoch. (Nach diversen Abgängen  
sind aktuell 37 Männer und 23  

Frauen im Bieler Stadtrat, Anm. 
d.Red.) Der Frauenanteil wie- 
derum steht und fällt mit dem  
Abschneiden der linken Partei- 
en. Das zeigte sich beispielswei- 
se bei den Nationalratswahlen  
2023, wo es zu einem Rechts- 
rutsch und weniger Frauensit- 
zen kam. Die Rechten schaffen  
es nicht, so viele Kandidatinnen  
aufzustellen.

Ist Biel im Vergleich zu ande- 
ren Schweizer Städten ein Son- 
derfall?
Biel ist vom Abstimmungsver- 
halten her eine linke Stadt, aber  
in Bern, Zürich oder Lausanne  
ist die Linke noch dominanter.  
Das Klimaschutzgesetz ist bei- 
spielsweise in Bern deutlicher an- 
genommen worden. Biel ist eher  
klassisch-gewerkschaftlich links:  
Fragen der Umverteilung wie et- 
wa die 13. AHV-Rente werden  
stärker, Postmaterielles wie die  
gleichgeschlechtliche Ehe eher  
zurückhaltender befürwortet als  
etwa in Bern. Die Zweisprachig- 
keit verleiht der Stadt zudem ei- 
nen besonderen, schwierig ein- 
zuordnenden Status: Man gehört  
weder ganz zur Romandie noch  
zur Deutschschweiz, aber doch  
zu beiden. Spannend ist auch,  
dass die grossen Parteien FDP  
und SP separate Organisationen  
mit jeweils eigenen Namen ha- 
ben, die national aber beide der  
FDP respektive der SP Schweiz  
angehören. Für mich spiegelt  
dies das Verständnis und Selbst- 
bewusstsein der beiden Sprach- 
gruppen, die dann doch wieder  
kooperieren.

Stellt diese Trennung in  
FDP/PRR beziehungsweise  
SP/PSR einen Vorteil dar?
Es ist sicher ein Sonderfall,  
sprachlich getrennte Parteien  
gibt es sonst nur im Kanton Wal- 
lis. Sogar in der Stadt Freiburg  
gibt es jeweils nur eine Partei.  
Dass die Parteien in Biel getrennt  
bleiben, scheint ihnen jedenfalls  
nicht geschadet zu haben. Für  
die Gewählten ist es vielleicht et- 
was aufwendiger, sich abzuspre- 
chen. Dafür gibt es mehr Ämter  
zu verteilen, das kann auch ein  
Vorteil sein. Zwei Fraktionsprä- 
sidien statt nur eines gibt mehr  
Leuten etwas von der Entschei- 
dungsmacht ab.

Generell ist die Wahlbetei- 
ligung bei den Bieler Wah- 
len tief, letztes Mal lag sie  
dank polarisierender nationa- 
ler Vorlagen bei respektablen  
39,4 Prozent. Was erwarten  
Sie im September?
Die schweizweite Statistik zeigt,  
dass kantonale und kommuna- 
le Wahlen oft am wenigsten in- 
teressieren. Hoch ist die Wahl- 
beteiligung meist nur in Kombi- 
nation mit kontroversen Abstim- 
mungen. Die Vorlage zur berufli- 
chen Vorsorge ist allerdings sehr  

technisch, und die Biodiversitäts- 
initiative wird gemäss Progno- 
sen eher klar abgelehnt. Beides  
spricht nicht für eine Mobilisie- 
rung. Die Wahlbeteiligung in Biel  
wird sicher unter 40 Prozent lie- 
gen, vielleicht werden nicht ein- 
mal 30 Prozent erreicht.

In Biel hat sich die neue Be- 
wegung Zukunft Biel Mitte for- 
miert. Welche Chance geben  
Sie ihr?
Die Mitte hat sich bei den letzten  
Nationalratswahlen schweizweit  
halten können, und in Biel ge- 
wann die GLP sogar leicht dazu,  
von 8,9 auf 9,1 Prozent. Dass sich  
jetzt die Mitte in Biel konsolidiert  
oder sogar wächst, ist gut mög- 
lich. Das Wahlsystem kommt den  
Minderheitsparteien und damit  
Mitte-Rechts zugute, denn mit  
60 Sitzen braucht man im Pro- 
porzsystem wenig, um ein paar  
Sitze zu erreichen. Es kommt  
dann aber später stark auf die  
Köpfe an, ob sie ihr Brücken-Po- 
tenzial nutzen können.

In Biel gab es in den 70er‑ und  
80er‑Jahren mit den «Freien  
Bieler Bürgern» bereits ein- 
mal eine Bürgerbewegung ab- 
seits der etablierten Parteien.  
Verspricht es Erfolg, wenn  
man mit vorwiegend neu- 
en, politisch unverbrauchten  
Kräften das System aufzumi- 
schen versucht?
In der Schweiz gibt es eigent- 
lich nur in Gemeinden mit bis  
2000 Einwohnern erfolgreiche  
Bürgerlisten, in grösseren Ge- 
meinden gibt es nur noch Par- 
teien. Neue Bewegungen abseits  
der etablierten Parteien haben  
demnach eigentlich keine Chan- 
ce. Trotzdem könnte es für ei- 
nen, zwei Sitze reichen, die dann  
plötzlich das Zünglein an der  
Waage zwischen Links und Mit- 
te-Rechts spielen können.

Wird die GLP den Grünen  
Stimmen abluchsen können?
National hat die GLP im Oktober  
2023 zwar sechs Nationalratssit- 
ze, aber fast gar keine Stimman- 
teile verloren. Die Grünen haben  
zwar noch stärker verloren, auch  
in Biel, bleiben aber klar vorne.  
Dass sich die GLP gerade in Fi- 
nanzfragen stark von den Grü- 
nen abgrenzt, könnte sich auch  
lokal auswirken. Es ist ihr Vor- 
teil, eine Zentrumspartei zu sein,  
die gleichzeitig grün und liberal  
ist. Allerdings hat die Bieler GLP  
kaum französischsprachige Kan- 
didatinnen und Kandidaten auf  
ihrer Liste: 10 Prozent auf der  
Parlaments- und niemand auf  
der Exekutivliste. Das bildet ihre  
Deutschschweizer Herkunft ab.  
Ich weiss aber nicht, wie gut das  
in Biel ankommt.

Ist es der Fokussierung auf das  
Migrationsthema der Mutter- 
partei geschuldet, dass die SVP  

in der Stadt Biel keinen grösse- 
ren Wähleranteil erreicht?
Ja, die lokale SVP ist ein Opfer  
des Erfolgs der nationalen Par- 
tei. Diese hat die beiden Kernthe- 
men Migration und Europa ge- 
kapert und setzt auf konserva- 
tive Werte, was in einer zwei- 
sprachigen, multinationalen und  
linken Stadt, welche die Diver- 
sität tagtäglich auslebt, ein rotes  
Tuch darstellt. Wenn die Bieler  
SVP jetzt plötzlich andere The- 
men bemüht wie etwa die Fi- 
nanzen oder Sport, wirkt das un- 
glaubwürdig. Es ist sicher auch  
dank des Proporzes so, dass die  
SVP überhaupt eine Vertretung  
in der Bieler Exekutive hat. In  
keiner anderen der zehn gröss- 
ten Schweizer Städte ist das so …

Würden Sie in der Exekuti- 
ve eine Majorz‑, sprich eine  
Kopfwahl anstelle einer Pro- 
porzwahl (Verhältniswahl) be- 
vorzugen?
Das müssen die Bielerinnen und  
Bieler entscheiden. Gemäss dem  
Bundesgericht ergibt eine Pro- 
porzwahl jedenfalls nur ab zehn  
zu vergebenden Sitzen Sinn. We- 
niger als zehn Sitze kann man  
proportional nicht schlau vertei- 
len. Das Proporzsystem ist dann  
unfair. Schlimmer noch: Es sug- 
geriert eine Gerechtigkeit, die es  
dann negiert. Vor vier Jahren et- 
wa erreichte die «Vereinte Mit- 
te» 9.5 Prozent aller Stimmen  
für den Bieler Gemeinderat, aber  
keinen Sitz. Auch Restmandate  
gehen in der Regel an die gros- 
sen Parteien. Schweizweit wäh- 
len nur wenige Gemeinden nach  
Proporz, es ist primär eine Eigen- 
art des Kantons Bern. Die Majorz- 
wahl kann zwar auch brutal sein,  
aber dafür hält sie, was sie ver- 
spricht: Die populärsten fünf wer- 
den gewählt.

Die bisherigen Gemeinde- 
rätinnen und Gemeinderä- 
te Beat Feurer (SVP), Lena  
Frank (Grüne), Glenda Gon- 
zalez Bassi (PSR) und Natasha  
Pittet (PRR) werden mit gröss- 
ter Wahrscheinlichkeit wieder- 
gewählt, oder?
Ja. Generell werden bisheri- 
ge Exekutivmitglieder wiederge- 
wählt. So ein «Bisherigen-Bonus»  
kann bis zu 20 Prozent ausma- 
chen. Es bräuchte schon einen  
grossen Skandal, damit jemand  
abgewählt wird.

Wir prognostizieren, dass An- 
na Tanner (SP) in den frei wer- 
denden Sitz gewählt wird. Tei- 
len Sie diese Einschätzung?
Geht man davon aus, dass das  
linke Lager grösser ist und lin- 
ke Wählerinnen und Wähler dis- 
zipliniert wählen, würde ich zu- 
stimmen, ja.

Das würde bedeuten, dass vier  
von fünf Gemeinderatssitzen  
von Frauen besetzt würden.  

Für Biel wäre das historisch.
Nicht nur für Biel!Das wäre  
auch schweizweit eine Ausnah- 
me. Es gibt zwar Beispiele, wenn  
auch von kleineren Gemeinden,  
mit einem noch höheren Frau- 
enanteil: In den beiden Genfer  
Vorortgemeinden Onex und Ca- 
rouge wurden 2022 ausschliess- 
lich Frauen in die Exekutive ge- 
wählt (drei von drei, Anm.d.Red. 
). Und in Spiez sind sechs von  
sieben Sitzen in Frauenhand, so- 
gar die Gemeindeschreiberin ist  
weiblich. Aber im Schnitt beträgt  
der Frauenanteil über 162 Stadt- 
exekutiven hinweg gerade einmal  
33 Prozent.

In Biel wollte die GLP  
für die Gemeinderatswahlen  
nicht wie in Bern auf die ge- 
meinsame Liste der bürgerli- 
chen Parteien. Man wolle nicht  
der SVP zudienen, hiess es. Ist  
das erfolgversprechend?
Die Berechnung ist einfach: Bei  
fünf Sitzen reicht ein Stimmen- 
anteil von 16,7 Prozent sicher für  
einen Sitz. Mit leicht weniger  
darf man noch hoffen; die FDP  
hat 2020 zum Beispiel mit 15.5  
Prozent einen Sitz erhalten. Aber  
mit viel weniger wirds schwie- 
rig bis unmöglich. Dafür nützt ei- 
ne eigene Liste der Profilierung  
und markiert Eigenständigkeit.  
In Bern hat die bürgerliche Al- 
lianz auch Diskussionen ausge- 
löst, im Unterschied zu Biel ist  
die SVP dort aber schwächer und  
die Linke viel stärker. Deshalb  
muss sich die dortige GLP ande- 
re Überlegungen machen.

Die spannendste Frage zum  
Schluss: Wer folgt auf Erich  
Fehr ins Stadtpräsidium?
Ich tippe auf Glenda Gonzalez  
Bassi (PSR). Wenn das linke La- 
ger eine Kandidatur vorschlägt,  
die intern unbestritten ist, soll- 
te es in einer Stadt wie Biel ei- 
gentlich reichen. Es sei denn, es  
gäbe Gegenfaktoren wie etwa  
problematische Dossiers, Skan- 
dale, fehlende Sprachgewandt- 
heit oder enorme Ressourcen auf  
der Gegenseite.

«Neue Bewegungen 
haben kaum Chancen»
Wer wird die neue Bieler Stadtpräsidentin? Der Politologe Sean Müller geht davon aus, dass sich dies nicht schon im 
ersten Wahlgang entscheidet. Für Zukunft Biel Mitte prognostiziert er die Rolle als Zünglein an der Waage.

Sean Müller sagt: «Dass die Parteien in               Biel getrennt bleiben, scheint ihnen jedenfalls nicht geschadet zu haben.»

Interview: Andrea Butorin und 
Alexandre Wälti «Die 

Beteiligung 
wird sicher 
unter 
40 Prozent 
liegen.»
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Es wird aber vermutlich nicht  
bereits im ersten Wahlgang  
für einen Sieg reichen?
Das ist wohl die spannendste  
Frage der gesamten Wahl (lacht).  
Wahrscheinlich nicht, nein. Na- 
tasha Pittet prognostiziere ich ei- 
nen Achtungserfolg, schliesslich  
treten beide Frauen zum ersten  
Mal zur Stapiwahl an. Schön fin- 
de ich, dass zwei französischspre- 
chende Frauen gleichen Alters ge- 
geneinander antreten und so die- 
se Faktoren keine Rolle spielen.  
Das erlaubt den Fokus auf In- 
haltliches – wie es eigentlich im- 
mer sein sollte.

Das Wahlsystem für das Bieler  
Stadtpräsidium mutet eigen- 
artig an: Man kann gar nicht  
offiziell für das Amt kandidie- 
ren, sondern es sind alle wähl- 
bar, welche auch die Wahl in  
den Gemeinderat schaffen. Ist  
das für die Wählerinnen und  
Wähler verständlich?
Faktisch weiss man ja trotzdem,  
wer kandidiert, da ist Biel klein  
genug. Beim Durchschauen der  
Wahlbeteiligung ist mir aber  
schon aufgefallen, dass die Be- 
teiligung bei den Präsidiumswah- 
len immer einige wenige Prozent- 
punkte tiefer ist als beim Stadt-  
und Gemeinderat. Es kann al- 
so sein, dass manche nicht wis- 
sen, was sie dort genau tun müs- 
sen. Am fairsten wäre, es gäbe ei- 
ne Namensliste zum Ankreuzen.  
Das würde auch zu weniger un- 
gültigen Stimmen führen. Über- 
legen könnte man sich, ob es für  
die Kandidatur eine zusätzliche  
Hürde bräuchte, etwa 300 gülti- 
ge Unterschriften. Die inoffiziel- 
len, vorgedruckten Wahlzettel ge- 
hen zwar schon in diese Rich- 
tung, könnten jedoch zusätzlich  
verwirren. Dass das System aber  
ist, wie es ist, zeigt, dass es für die  
Mehrheit offenbar kein Problem  
darstellt.

Sean Müller sagt: «Dass die Parteien in               Biel getrennt bleiben, scheint ihnen jedenfalls nicht geschadet zu haben.» Bild: Matthias Käser

• 1983 in Glarus geboren und  
aufgewachsen, lebt heute in Bern
• Studium der Politikwissen- 
schaft ander Universität Freiburg  
i. Ue.
• Auslandsaufenthalte in Italien,  
Rumänien, Georgien, Irland und  
England
• 2013 bis 2019: Postdoc an der  
Universität Bern
• seit 2020: Assistenzprofes- 
sor am Institut d’Etudes Politiques  
der Universität Lausanne.
• Schwerpunkte: «Alles, was  
Schweizer Politik ausmacht»: Fö- 
deralismus, Kantone, Gemeinden,  
Städte, direkte Demokratie und  
Wahlen.
• In Biel forschte er zur Spra- 
chenfrage, zur Jurafrage und ver- 
glich den Röstigraben mit ande- 
ren Gräben (wie Stadt-Land; Arm- 
Reich). (ab)

Zur Person

Am 11. März 2011 bebte vor  
Japan im Meer die Erde. Ein  
riesiger Tsunami rollte auf die  
Ostküste Japans zu. Die Welle  
tötete nicht nur 20 000 Men- 
schen, sondern beschädigte auch  
das Atomkraftwerk von Fukus- 
hima stark, in mehreren Reak- 
toren kam es zur Kernschmelze.  
Eine ganze Region wurde zum  
Sperrgebiet. Noch heute sind die  
Folgen der Katastrophe nicht be- 
wältigt. Noch immer wird aufge- 
räumt, und die Bemühungen der  
Regierung, die Gegend wieder  
zu bevölkern, bleiben ohne Er- 
folg.

Es kann nicht schaden, sich die- 
ses Ereignis wieder in Erinne- 
rung zu rufen, wenn dieser Ta- 
ge der Ruf nach neuen Atom- 
kraftwerken wieder lauter wird.  
Unter dem Eindruck von Fu- 
kushima hatte auch die Schweiz  
den Atomausstieg beschlossen.  
Denn Fukushima hatte – wie- 
der einmal – vor Augen geführt,  
welch zerstörerisches Potenzi- 
al der Technologie innewohnt.  
Dass die Katastrophe in einer  
hoch entwickelten, westlich ori- 
entierten Industrienation passier- 
te, dürfte den Eindruck verstärkt  
haben. Mit Tsunamis ist in der  
Schweiz zwar nicht zu rechnen,  
und die Eintretenswahrschein- 
lichkeit von AKW-Unfällen ist ex- 
trem gering. Umso höher ist aber  
das Schadenspotenzial: Bei ei- 
nem GAU in Mühleberg wären  
Hunderttausende Menschen be- 
troffen gewesen.

Die Vorzeichen hätten sich mitt- 
lerweile geändert, argumentie- 
ren jene Kreise, die mit Ener- 
gieminister Albert Rösti (SVP)  
das AKW-Verbot schleifen wol- 
len. Der Ausbau der Erneuerba- 
ren komme zu langsam voran,  
um den wachsenden Strombe- 
darf in Hinsicht auf die Dekar- 
bonisierung der Wirtschaft zu de- 
cken. Russlands Einfall in die  
Ukraine habe die Verletzlich- 
keit der Schweizer Energieversor- 
gung aufgezeigt. Und überhaupt:  
In neuen AKWs sei ein Un- 
fall praktisch ausgeschlossen, und  
der radioaktive Müll strahle viel  
weniger lang.

Diese Feststellungen sind gewiss  
nicht nur falsch. Bloss haben sich  
die grundsätzlichen Problemstel- 
lungen der Atomenergienutzung  
in diesen paar Jahren nicht fun- 
damental geändert. So verfügt die  
Schweiz auch heute noch über  
kein Endlager für den radioakti- 
ven Sondermüll – 55 Jahre, nach- 
dem mit Beznau I der erste Atom- 
meiler ans Netz gegangen ist.  
Dass die Standortsuche so lang- 
wierig ist, hat dabei längst nicht  
nur mit der «Not in my ba- 
ckyard»-Haltung der Anwohner  
zu tun, die keine solche Anla- 
ge in ihrer Nähe wollen. Son- 
dern es hat sich schlicht auch als  
komplex erwiesen, einen Stand- 
ort zu finden, der geologisch si- 
cher genug ist. Immerhin müs- 
sen die strahlenden Fässer teils  
für Tausende Jahre sicher sein.  

Wie das Wissen darum über so  
lange Zeit weitergegeben wer- 
den kann, vermag niemand zu sa- 
gen.

Die Unabhängigkeit vom Aus- 
land taugt auch nicht als Ar- 
gument für die Atomkraft. Das  
Uran, das zum Betrieb nötig ist,  
stammt nicht aus der Schweiz –  
sondern unter anderem auch aus  
Russland. Gemäss der Schweize- 
rischen Energiestiftung stammen  
45 Prozent der Uranimporte vom  
russischen Staatskonzern Rosa- 
tom, der auch das militärische  
Atomprogramm Russlands ver- 
antwortet und mit den Gewin- 
nen die Rüstungsindustrie querfi- 
nanziert. Wenig verwunderlich ist  
es also, dass über die genauen  
Lieferketten wenig Transparenz  
herrscht und dieser Sachverhalt  
in der jetzigen Diskussion nicht  
an die grosse Glocke gehängt  
wird.

Um in Erfahrung zu bringen, ob  
neue AKWs sinnvoll sind oder  
nicht, könnten die bürgerlichen  
Kräfte auch den Markt befra- 
gen. Dieser fällt ein klares Urteil:  
Mit ihm ist ein solches Vorhaben  
nicht zu finanzieren. Die Verant- 
wortlichen der hiesigen Strom- 
konzerne haben es in den letzten  
Jahren zur Genüge betont: Neue  
Atomkraftwerke lassen sich oh- 
ne öffentliche Gelder nicht finan- 
zieren, sie rechnen sich schlicht  
nicht. Ohne Steuergeld geht es  
also nicht, manche Befürworter  
wollen für die Finanzierung gar  
den Fonds zur Unterstützung er- 
neuerbarer Energien anzapfen –  
und das für Projekte, die, wenn  
überhaupt je, allerfrühestens in  
25 Jahren Strom liefern werden.  
Der Physiker und Nuklear-Inge- 
nieur Hans-Rudolf Zulliger warn- 
te denn auch unlängst in der NZZ:  
«Das droht sehr teuer und poli- 
tisch hochriskant zu werden. Je- 
der Franken, den wir für ein neu- 
es Kernkraftwerk ausgeben, das  
erst in ferner Zukunft Strom lie- 
fert, fehlt für die Erneuerbaren  
(…).»

Dass so bald neue Atomkraft- 
werke in der Schweiz gebaut  
werden, ist also so gut wie  
ausgeschlossen. Jeder Schritt da- 
hin wird von breiten Kreisen  
in Gesellschaft und Politik be- 
kämpft werden. Auf dem Weg  
zu einer sicheren und nachhal- 
tigen Energieversorgung bindet  
das unnötig Kräfte und Ressour- 
cen. Die Schweizer Energiepoli- 
tik braucht nicht eine Neuaufla- 
ge ideologischer Grabenkämpfe,  
sondern pragmatischen Realis- 
mus und den breiten Willen, den  
eingeschlagenen und demokra- 
tisch abgestützten Weg weiterzu- 
gehen.

Atomkraft 
ist nicht die Lösung
Die Schweiz braucht nicht eine neue AKW- 
Debatte, sondern pragmatischen Realismus.

Tobias Graden
tobias.graden@bielertagblatt.ch

Wochenkommentar


